
 
Entschließungsantrag 
Fraktion der CDU, 
Fraktion der SPD 
Für eine moderne Verkehrspolitik in Hessen: Mit weniger Bürokratie zu mehr Mobilität 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Landtag lobt die geplanten Maßnahmen der Landesregierung zur Modernisierung des 

Straßenbaus und des Verkehrsrechts in Hessen. Ziel ist es, Bürokratie abzubauen, Ver- 
fahren zu beschleunigen und die Bürgerfreundlichkeit in der Verwaltung deutlich zu er- 
höhen. Das Verkehrspaket steht für eine lösungsorientierte Verwaltung: bürgernah, digital, 
transparent und handlungsfähig. Damit leistet es einen wichtigen Beitrag zu einem moder-
nen, leistungsfähigen Staat, der Abläufe für Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen 
erleichtert und das Vertrauen in die öffentliche Hand stärkt. 

 
2. Der Landtag begrüßt die geplante Novellierung des Hessischen Straßengesetzes. Ziel ist 

es, Planungs- und Genehmigungsverfahren im Straßen- und Radwegebau zu vereinfachen, 
zu digitalisieren, und dadurch zu beschleunigen. Insbesondere der Ersatzneubau von  
Brücken soll erleichtert und insgesamt die Effizienz der Umsetzung öffentlicher Straßen-
bauprojekte gesteigert werden. Er regt an, die Novellierung des Hessischen Straßen- 
gesetzes zügig umzusetzen, die Potenziale zur Verfahrensbeschleunigung, Digitalisierung 
und Entbürokratisierung auszuschöpfen und die Planungssicherheit für Kommunen und 
Bauunternehmen zu erhöhen. 

 
3. Der Landtag befürwortet die Neuorganisation der Kfz-Zulassung. Durch die Abschaffung 

der sogenannten Bündelungsbehörden und die Rückverlagerung der Gutachtenüberprüfung 
und der Erteilung von Einzelgenehmigung bzw. Betriebserlaubnis auf die bestehenden Zu-
lassungsbehörden wird ein bürgernaher und vor allem schnellerer und effizienterer Ablauf 
geschaffen. Die bisherige Praxis führte zu mehrmaligen Wegen, Mehrfachterminen und 
längeren Bearbeitungszeiten – diese sollen künftig vermieden werden. 

 
4. Der Landtag unterstützt die Einführung des digitalen Arbeitsstellenmanagementsystems 

(AMS) zur Baustellenkoordination. Straßenverkehrsbehörden der Kommunen erhalten da-
mit kostenfrei ein von Hessen Mobil bereitgestelltes Werkzeug, um Baustellen digital zu 
koordinieren, Nutzungskonflikte frühzeitig zu erkennen und Genehmigungen effizienter zu 
bearbeiten. Er empfiehlt, das digitale Arbeitsstellenmanagementsystem (AMS) landesweit 
in den Kommunen einzuführen, den Zugang niedrigschwellig zu gestalten und durch be-
gleitende Schulungsangebote dauerhaft zu unterstützen. 

 
5. Der Landtag begrüßt die Beschleunigung der Genehmigungsprozesse für Großraum- und 

Schwertransporte, insbesondere durch die Integration von hessischen Infrastrukturdaten in 
digitale Prüfmodule und den geplanten Volleinsatz ab dem Jahr 2026. Der Landtag regt 
an, die Verfahren für Kranfahrzeuge und landwirtschaftliche Nutzfahrzeuge weiter zu  
optimieren mit dem Ziel, insbesondere bei der Beantragung von Betriebserlaubnissen und 
Fahrstrecken-Ausnahmegenehmigungen die Bearbeitungszeiten weiter zu verkürzen. 

 
6. Der Landtag spricht sich für die geplanten digitalen Quick-Checks zur Gültigkeit aus- 

ländischer Fahrerlaubnisse aus. Diese digitale Anwendung soll Bürgerinnen und Bürgern 
eine schnelle Erstinformation darüber bieten, ob ihr ausländischer Führerschein in 
Deutschland gültig ist. Damit wird der Aufwand für Bürgerinnen und Bürger reduziert und 
gleichzeitig die Bearbeitungszeiten in den Führerscheinstellen verkürzt.  
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7. Der Landtag hebt die Einrichtung der Kommission „Innovation im Straßenbau“ hervor. 
Neben Fachleuten aus der Landesverwaltung sind Expertinnen und Experten aus dem Bau-
gewerbe und der Bauwirtschaft Mitglieder der Kommission. Ziel ist es, den Straßenbau in 
Hessen schneller, kostengünstiger und ressourcenschonender zu gestalten und somit die 
Umsetzung von und das Verständnis sowie die Akzeptanz für Infrastrukturprojekte zu  
steigern. Zu diesem Zweck werden konkrete und praktikable Maßnahmen zum Büro- 
kratieabbau im Straßenbau entwickelt. Ein besonderer Fokus liegt dabei auf der Verein- 
fachung von Bauvergabeverfahren und dem praktikablen Einsatz von Recyclingmateria-
lien. Dadurch sollen mehr Planungssicherheit geschaffen, dringend benötigte Infrastruk-
turprojekte beschleunigt und die Kreislaufwirtschaft gestärkt werden.  

 
8. Der Landtag begrüßt den Erlass der Landesregierung zur Sicherstellung der Rechtsklarheit 

beim Umgang mit Gefahrguttransporten geringen Umfangs im Zuge der Handwerker- 
regelung. Abhängig vom Umfang und der Gefährlichkeit der transportierten Gefahrgüter 
sollen differenzierte und abgestufte Berichts- und Fortbildungspflichten in den Unter- 
nehmen angewendet werden. Die Hessen-Koalition vertraut den Unternehmerinnen und 
Unternehmern in Hessen: Es liegt in der Eigenverantwortung der hessischen Handwerks-
unternehmen, ihre Beschäftigten für den Umgang mit dem für sie relevanten Gefahrgut 
fortzubilden. 

 
 
Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
 
 
Wiesbaden, 2. September 2025 
 
Für die Fraktion  
der CDU 
Die Fraktionsvorsitzende: 
Ines Claus 

 
Für die Fraktion 

der SPD 
Der Fraktionsvorsitzende: 

Tobias Eckert 
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